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Kaack, JHS
als Urkundsbeamter der
Geschäftsstelle

Landgericht Kiel 

Urteil

Im Namen des Volkes

In dem einstweiligen Verfügungsverfahren

Sascha Manikowski, Wilhelminenstraße 34, 24103 Kiel
- Verfügungskläger -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte BQ-Rechtsanwälte Oppermann, Bergmann & Partner mbB, Holtenauer Stra-
ße 3, 24103 Kiel, Gz.: Z-153/2022-KI

Verfahrensbevollmächtigter:
Finanzministerium, Frau Zobel, Wilhelminenstraße 34, 24103 Kiel, Gz.: ID 605642

gegen

Wilhelm Henning von Stosch, Mühlenstraße 5, 25421 Pinneberg
- Verfügungsbeklagter -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwältin Gisa Pahl, Dahlengrund 55e, 21077 Hamburg, Gz.: p 128/22

hat die 10. Zivilkammer des Landgerichts Kiel durch die Vizepräsidentin des Landgerichts 

Dr. Bracker, die Richterin Hübschmann und die Richterin am Landgericht Dr. Borrmann auf 

Grund der mündlichen Verhandlung vom 21.04.2022 für Recht erkannt:

Dem Verfügungsbeklagten wird untersagt, durch die Äußerungen

„Manikowski heißt er!“

„Die angebliche Corona-Impfung tötet mengenweise Menschen und erzeugt sehr 
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große Fallzahlen von schwerwiegenden Nebenwirkungen! Und trotzdem soll wei-

ter geimpft werden. Da passiert so etwas ähnliches, wie bei dem Massenmord an 

Krebspatienten mit CHEMO!

Und Sie lieber Herr Manikowski, sind ein kleines Rädchen im Getriebe und Sie soll-

ten dringend damit rechnen, sehr heftig zur Rechenschaft gezogen zu werden.“

„Um die Situation zu drehen, muß nur der Massenmord mit CHEMO begriffen wer-

den! Mehr als dieses Video braucht es dazu nicht:

https://www.bitchute.com/video/MC8J6EdfY527/

Wenn dann noch die Mondlüge verstanden wird: 

https://sonnenspiegel.eu/politik/hintergrundkraefte228.html 

wird es zappen duster, wenn dann auch noch der Corona-Betrug verstanden wird: 

https://www.bitchute.com/video/bNl8kdE79Jq0/

Und der Herr Manikowski steckt mitten drin!“

den Eindruck zu erwecken, der Verfügungskläger wirke an der Tötung von Menschen oder 

einem Betrug mit.

Dem Verfügungsbeklagten wird für jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen diese Verpflich-

tung ein Ordnungsgeld bis zu 250.000,00 € und für den Fall, dass dieses nicht beigetrie-

ben werden kann, Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis zu 6 Monaten angedroht.

Im Übrigen wird der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung zurückgewiesen.

Die Kosten des Verfahrens werden dem Verfügungsbeklagten auferlegt, jedoch mit Aus-

nahme der Kosten, die durch die Anrufung des unzuständigen Amtsgerichts Kiel entstan-

den sind; diese trägt der Verfügungskläger.

 

Dr. Bracker Hübschmann Dr. Borrmann
Vizepräsidentin 

des Landgerichts Richterin Richterin 
am Landgericht
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